
 

 

    
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Executive Summary 



Notizen:  



 
 
  

 

 

 

 

 

 
 
10.30 – 11.20 - Opening session - Welcome by Martin Böhme, Member EESC and Spokesperson Liberal Professions Category 
 
Keynote speech: Liberal professions as pillars of a resilient Europe 

• Dr Karin Hahne, Vice-President of the German Federal Association of Liberal Professions and founding partner of 
HFBP Lawyers and Notaries 
 

11.20 - 12.00 - Panel 1: Preparedness in EU policy - priorities, coordination, and regulation 
Moderator: Maurizio Mensi, Member of the EESC 

• Grégory Allione, Member of the European Parliament and Co-Chair Intergroup on Resilience: EU’s response and 
preparedness (Video message) 

• Alessandro Carrotta, Acting Team Leader – UCPM Policy Development & Cross-Sectoral Preparedness, Directorate-
General for European Civil Protection and Humanitarian Aid Operations (DG ECHO), European Commission: Strategic 
considerations 

• Alison Hunter, Director, Economic and Public Policy Consultancy (EPPC) and Senior Adviser, European Policy Centre: 
Adopting a structural response to EU preparedness   

 
12.00 - 13.00 - Panel 2: Preparedness in practice - prevention, continuity, public health  
Moderator: Danko Relić, Member of the EESC  

• Dr.-Ing. Heinrich Bökamp, President of the German Federal Chamber of Engineers: Resilient infrastructure 
• Daniel Fügenschuh, President of the Architects’ Council of Europe: Preparedness by design  
• Prof Mary Codd, University College Dublin: Public health systems  
• Philippe Besset, President of the Federation of French Pharmaceutical Unions and Vice President of the French 

National Union of Liberal Professions: Prevention, continuity, public health 
 
13.00 - 14.30 - Lunch break 
 
14.30 - 15.45 - Panel 3: Digital preparedness - cyber, AI, and new ways of working 
Moderator: Rudolf Kolbe, Member of the EESC  

• Elsa Veloso, CEO at DPO Consulting and Board Member, Portugal National Association of Liberal Professions: Cyber 
readiness as a basic duty  

• Dr Anna Maria Bardone, Vice-President of the Permanent Unified Committee of Professional Orders and Colleges: 
AI tools in professional services: human oversight, transparency and accountability 

• Dr Helena Donato, Director of the Scientific Documentation and Information Service at ULS Coimbra: AI, systematic 
reviews and communication 

 
15.45 - 16.15 - Closing session 
Summary of discussions and final remarks by Martin Böhme, Member of the EESC and Spokesperson for the Liberal 
Professions Category 
 



Opening session - Welcome by Martin Böhme, Member EESC and 
Spokesperson Liberal Professions Category 
 

Martin Böhme eröffnet den Tag der freien Berufe mit dem Ziel, ihnen 
als neuer Vorsitzender auf europäischer Ebene eine geschlossene 
und wirkungsvolle Stimme zu geben. Angesichts von Pandemie, 
Krieg, Energieschocks und Cyberangriffen betont er ihre zentrale 
Rolle: Gesundheits-, Rechts-, Technik- und Beratungsberufe sichern 
auch in Krisen Versorgung, Infrastruktur, Rechtsstaatlichkeit und 
Orientierung. 
 
Die Kernbotschaft: Freie Berufe sind tragende Säulen eines 
resilienten Europas. Ihre Stärke liegt in Fachkompetenz, 
Unabhängigkeit, Integrität und Gemeinwohlorientierung. 
Europäische Vorsorge muss daher neben Vorräten und technischer 
Ausrüstung auch qualifizierte Fachkräfte, belastbare Institutionen, 
Früherkennung und verantwortungsvolles Handeln systematisch 
einbeziehen. 
 
Die Konferenz zeigt, wie dieses Potenzial dauerhaft in die 

europäische Krisenvorsorge eingebunden werden kann. Die drei Panels behandeln politische 
Koordinierung, die Sicherung unverzichtbarer Leistungen und der öffentlichen Gesundheit sowie digitale 
Herausforderungen wie Cybersicherheit, KI und neue Arbeitsweisen. Böhme ruft dazu auf, die gemeinsame 
Stimme der freien Berufe zu stärken und ihre Expertise fest in den europäischen Institutionen zu 
verankern. 
 

New realities require a new level of preparedness 
Keynote speech: Liberal professions as pillars of a resilient Europe 
 
Dr Karin Hahne, Vice-President of the German Federal Association of Liberal 
Professions and founding partner of HFBP Lawyers and Notaries 

 
Executive Summary: Dr. Karin Hahne positioniert die freien Berufe als 
unverzichtbare Säule eines resilienten Europas. Angesichts 
geopolitischer Konflikte, Cyberangriffe, Klimawandel, 
technologischen Umbruchs und gesellschaftlicher Polarisierung 
reichen wirtschaftliche Stärke und technische Vorsorge allein nicht 
aus. Entscheidend sind vertrauenswürdige Institutionen, qualifizierte 
und verantwortungsbereite Menschen sowie die Fähigkeit, Freiheit, 
Sicherheit und gemeinsame Werte auch unter anhaltendem 
Krisendruck zu bewahren. 
 
Die besondere Stärke der freien Berufe liegt in der Verbindung von 
Fachkompetenz, Unabhängigkeit, Integrität, Selbstverwaltung und 
persönlicher Verantwortung. Als dezentrale Infrastruktur des 

Vertrauens sichern sie medizinische und pharmazeutische Versorgung, Rechtsstaatlichkeit, Infrastruktur 
und wirtschaftliche Beratung. Ihre Krisenleistungen während der Pandemie, nach Naturkatastrophen und 
bei der Unterstützung Geflüchteter zeigen zugleich ihre Bedeutung für gesellschaftliche Stabilität und 
demokratisches Vertrauen. 
 



Auf europäischer Ebene sollen die freien Berufe frühzeitig und systematisch in Krisenvorsorge, 
Digitalisierung, KI-Regulierung, Nachwuchssicherung und die Gestaltung des Binnenmarkts einbezogen 
werden. Bürokratieabbau und Effizienzgewinne dürfen weder Qualitätsstandards noch berufliche 
Unabhängigkeit, Verbraucherschutz oder verantwortliche menschliche Entscheidungen schwächen. Die 
strategische Schlussfolgerung lautet: Europa muss Investitionen in Technologie, Infrastruktur und 
Verteidigung gleichrangig mit Investitionen in Vertrauen, Ausbildung und berufliche Verantwortung 
verbinden – denn wer die freien Berufe stärkt, stärkt Europas Widerstandsfähigkeit und 
Handlungsfähigkeit. 
 
Kernbotschaft: Wer die freien Berufe stärkt, stärkt Europas Widerstandsfähigkeit 
und Handlungsfähigkeit. 
 Europäische Resilienz erfordert neben wirtschaftlicher Stärke auch gesellschaftliche Stabilität, 

handlungsfähige Institutionen und gelebte gemeinsame Werte. 
 
 Vorsorge ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und muss dezentral in Gemeinden, Institutionen, 

Unternehmen und im Alltag verankert werden. 
 
 Die freien Berufe bilden durch Fachkompetenz, Unabhängigkeit, Integrität und persönliche 

Verantwortung eine unverzichtbare Infrastruktur des Vertrauens. 
 
 In Krisen sichern sie zentrale Leistungen, stärken demokratisches Vertrauen und wirken als Brücke 

zwischen Staat und Gesellschaft. 
 
 Eigenverantwortung, Selbstverwaltung und hohe Qualitätsstandards müssen auch bei Digitalisierung, 

KI und demografischem Wandel erhalten bleiben. 
 
 Bürokratieabbau und ein effizienterer Binnenmarkt dürfen nicht zulasten von Qualität, Unabhängigkeit 

und Verbraucherschutz gehen. 
 
 
Panel 1: Preparedness in EU policy - priorities, coordination, and 
regulation 
 
Moderator: Maurizio Mensi, Member of the EESC 

Das erste Panel des zehnten Tages der freien Berufe befasst sich 
mit der Frage, wie die strategischen Ziele der Europäischen 
Union zur Krisenvorsorge in wirksame, verständliche und 
praxistaugliche Maßnahmen überführt werden können. Im 
Zentrum stehen eine bessere Abstimmung europäischer 
Regelwerke, ein ausgewogenes Verhältnis zwischen 
administrativer Vereinfachung und wirksamen 
Schutzmechanismen sowie die uneingeschränkte Wahrung 
rechtsstaatlicher Grundsätze auch unter hohem Zeit- und 
Handlungsdruck. Den freien Berufen kommt dabei eine zentrale 
Vermittlungs- und Umsetzungsfunktion zu: Aufgrund ihrer 
Fachkompetenz, Eigenverantwortung und Selbstverwaltung 
übersetzen sie rechtliche Vorgaben täglich in konkrete 
Entscheidungen und Leistungen. Ihre praktische Erfahrung 
sollte daher bereits in die Ausgestaltung von Krisenregelungen 
einfließen, damit europäische Vorsorgepolitik im Ernstfall 

kohärent, verhältnismäßig und wirksam umgesetzt werden kann. 
 
 



Die drei wichtigsten Herausforderungen:  
 

1. Kohärente Regulierung: Die Vielzahl europäischer Rechtsakte, Verfahren und Berichtspflichten 
muss besser koordiniert werden, damit Behörden, Unternehmen und Berufsgruppen in Krisen 
rasch, eindeutig und widerspruchsfrei handeln können. 
 

2. Vereinfachung ohne Sicherheitsverlust: Anforderungen sollen insbesondere für kleine 
Unternehmen und Selbstständige verständlicher und praktikabler werden, ohne notwendige 
Schutzmechanismen abzubauen; Stresstests sollen ihre tatsächliche Krisentauglichkeit prüfen. 
 

3. Rechtsstaatlichkeit im Notfall: Krisenregelungen müssen schnelle Reaktionen ermöglichen, 
zugleich aber verhältnismäßig, zeitlich befristet und in einen klaren rechtlichen Rahmen 
eingebettet bleiben. 

 
Grégory Allione, Member of the European Parliament and Co-Chair Intergroup on 
Resilience: EU’s response and preparedness (Video message) 

 
Grégory Allione betont, dass Europas Krisenfestigkeit vor 
allem von qualifizierten, einsatzbereiten Menschen abhängt – 
materielle Ressourcen, Technik und Vorräte allein reichen nicht 
aus. Die freien Berufe bilden mit ihren medizinischen, psycho-
logischen, rechtlichen, technischen und wirtschaftlichen Kom-
petenzen eine dezentrale Reserve für zentrale ge-
sellschaftliche Funktionen sowie den Rettungs- und Kata-
strophenschutz. Damit dieses Potenzial nicht allein vom 
Idealismus Einzelner abhängt, braucht es verlässliche orga-
nisatorische, wirtschaftliche und rechtliche Rahmenbe-
dingungen, die besonders die Situation selbstständig Tätiger 
berücksichtigen. Allione fordert deshalb einen europäischen 
Rechtsrahmen, der freiwilliges Engagement mit beruflicher 
Verantwortung vereinbar macht und die freien Berufe 
systematisch in die Vorsorgepolitik einbindet. 
 

Wichtigste Botschaften 
 Resilienz beruht entscheidend auf verfügbaren Kompetenzen und handlungsbereiten Menschen – 

materielle Ressourcen allein reichen nicht aus. 
 

 Die freien Berufe stellen eine dezentrale Fachreserve für Gesundheitsversorgung, Rechtsstaat, 
Wirtschaft, Infrastruktur sowie Rettungs- und Katastrophenschutz dar. 

 
 Beruflich erworbenes Wissen kann über den eigentlichen Arbeitsplatz hinaus unmittelbar für 

Zivilschutz und Bevölkerungssicherheit genutzt werden. 
 

 Freiwilliges Engagement benötigt verlässliche rechtliche, organisatorische und wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen und darf nicht allein auf persönlichem Idealismus beruhen. 

 
 Ein europäischer Rechtsrahmen muss die Besonderheiten Selbstständiger und freier Berufe 

berücksichtigen, damit Einsatzpflichten und berufliche Existenz vereinbar bleiben. 
 

 Die Kompetenzen und Netzwerke der freien Berufe sollten vorausschauend und systematisch in die 
europäische Krisenvorsorge integriert werden. 

 
 



Alessandro Carrotta, Acting Team Leader – UCPM Policy Development & Cross-Sectoral 
Preparedness, Directorate-General for European Civil Protection and Humanitarian Aid 
Operations (DG ECHO), European Commission: Strategic considerations 

 

 
 

 
 

 
 



 
 

 
 

 



 
 

 

 



 
 

 
 

 



 

 
 
Alessandro Carrotta ordnet die Rolle der freien Berufe in die EU-Strategie zur Krisenvorsorge ein und 
fordert einen dauerhaft verankerten, gesamtgesellschaftlichen sowie sektorenübergreifenden Ansatz. 
Staatliche Stellen, Zivilgesellschaft, Privatwirtschaft, Forschung, Bürgerinnen und Bürger sowie freie 
Berufe müssen bereits vor einer Krise gemeinsame Zuständigkeiten, Informationswege und 
Handlungsabläufe festlegen. Zentrale Schwerpunkte sind die Sicherung wesentlicher gesellschaftlicher 
Funktionen, die Vorbereitung der Bevölkerung – einschließlich verständlicher Kommunikation, 
barrierefreier Maßnahmen und einer eigenständigen Versorgung der Haushalte für mindestens 72 
Stunden – sowie eine verbindliche öffentlich-private Zusammenarbeit.  
 
Unter dem Leitgedanken „Preparedness by Design“ soll Vorsorge von Beginn an in Planungen, 
Infrastrukturen, berufliche Leistungen und betriebliche Abläufe integriert werden. Die freien Berufe sind 
dabei aufgrund ihrer fachlichen Kompetenz, ihrer dezentralen Präsenz und des Vertrauens der Bevölkerung 
besonders wichtig: Sie vermitteln Vorsorgewissen, sichern unverzichtbare Leistungen und unterstützen 
Unternehmen sowie öffentliche Stellen bei Notfallplanung, Versorgungskontinuität und Cybersicherheit. 
Kammern und Berufsverbände sollen diese Beiträge über Netzwerke und die europäische öffentlich-
private Vorsorge-Taskforce systematisch in die Umsetzung der EU-Strategie einbringen. 
 
Die drei zentralen Rollen der freien Berufe 
 Multiplikatoren und Vertrauenspersonen: Freie Berufe erklären Risiken verständlich, vermitteln 

praktische Empfehlungen zur Eigenvorsorge und verbinden öffentliche Stellen mit der Bevölkerung. 
 

 Sicherung unverzichtbarer Leistungen: Sie bilden eine dezentrale Fachreserve für medizinische, 
pharmazeutische, technische, rechtliche und wirtschaftliche Aufgaben, wenn öffentliche Kapazitäten 
ausfallen oder nicht ausreichen. 

 
 Vorsorge durch fachliche Planung: Sie integrieren Resilienz in Gebäude, Infrastrukturen, Versorgung, 

Unternehmensplanung, finanzielle Stabilität und Cybersicherheit und prüfen zugleich die eigene 
Betriebsfähigkeit. 

 
 

Kernbotschaft: Europäische Resilienz gelingt nur, wenn Vorsorge dauerhaft, sektorübergreifend und 
bis auf die Ebene der Haushalte verankert wird und die freien Berufe als vertrauenswürdiges Netzwerk 
qualifizierter Fachleute systematisch einbezogen werden. 
 
 



Alison Hunter, Director, Economic and Public Policy Consultancy (EPPC) and Senior 
Adviser, European Policy Centre: Adopting a structural response to EU preparedness   
 

Alison Hunter fordert für die europäische Krisenvorsorge einen 
strukturierten, systemischen und territorial differenzierten Ansatz. Eine 
bessere Risikoanalyse allein genügt nicht; Vorsorge muss Resilienz, 
Sicherheit und Verteidigung, Klimaanpassung, kritische Infrastrukturen, 
Zivil- und Katastrophenschutz sowie gesellschaftliche Vorbereitung in 
einem kohärenten Rahmen verbinden. Dabei braucht Europa gemeinsame 
Grundsätze, jedoch keine einheitliche Reaktion: Regionale Risikoprofile, 
vorhandene Kapazitäten und geografische Besonderheiten müssen in 
nationale und europäische Strategien und Investitionspläne einfließen. 
Entscheidend sind eine funktionierende Mehrebenen-Governance, die 
Überwindung fachlicher und finanzieller Silos, die aktive Beteiligung der 
Bevölkerung sowie eine langfristig abgestimmte Finanzierung. 
Instrumente wie das Europäische Semester, nationale und regionale 

Partnerschaftspläne und die Europäische Investitionsbank können dazu beitragen, Reformen, 
Investitionen und Beratung konsequent auf Vorsorge auszurichten. Vorsorge ist dabei nicht als 
kurzfristiger Kostenfaktor, sondern als strategische Investition in Europas Stabilität, wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit und gesellschaftliche Handlungsfähigkeit zu verstehen. 
 
Notwendige Voraussetzungen und Umsetzungsschritte 
 Gemeinsamer systemischer Rahmen: Vorsorgepolitik über Ressorts, Institutionen, 

Verwaltungsebenen und Mitgliedstaaten hinweg kohärent verbinden. 
 

 Territorial differenzierte Planung: Regionale Risiken, Verwundbarkeiten und vorhandene Kapazitäten 
datenbasiert erfassen und in nationale sowie europäische Pläne integrieren. 

 
 Klare Mehrebenen-Governance: Zuständigkeiten, Kooperationswege und Entscheidungsprozesse 

zwischen lokaler, regionaler, nationaler und europäischer Ebene verbindlich festlegen. 
 

 
 Überwindung von Silos: Fachliche Zuständigkeiten und Finanzierungsquellen zusammenführen, 

damit voneinander abhängige Bereiche gemeinsam geplant werden. 
 

 Frühzeitige Beteiligung: Freie Berufe, Unternehmen, Zivilgesellschaft und Bürgerinnen und Bürger 
als aktive Partner in Risikoanalyse, Lösungsentwicklung und Investitionsentscheidungen einbeziehen. 

 
 Verknüpfung von Reformen und Investitionen: Das Europäische Semester und künftige 

Partnerschaftspläne nutzen, um Schwächen, Reformbedarf und Finanzierungsprioritäten 
systematisch festzulegen. 

 
 Langfristige und koordinierte Finanzierung: Finanzierungslücken nach dem Auslaufen befristeter 

Instrumente schließen und europäische, nationale, regionale sowie öffentlich-private Mittel 
aufeinander abstimmen. 

 
 Beratung und Fachkompetenz sichern: Professionelles Wissen, Innovation und 

Beratungskapazitäten – unter anderem über die Europäische Investitionsbank – dauerhaft verfügbar 
machen. 

 
 Vorsorge als Investition verankern: Ausgaben nach ihrem langfristigen Beitrag zu Stabilität, 

Wettbewerbsfähigkeit, Infrastruktur und gesellschaftlicher Resilienz bewerten. 
 



Fragen zu Krisenvorsorge, Bürgernähe und Mindestanforderungen 

 
Die Diskussion unterstreicht, dass die Erfahrungen seit 2022 persönliche Eigenvorsorge und eine stärker 
koordinierte europäische Krisenvorsorge notwendig machen. Neben gemeinsamen Mindestanforderungen 
für die Versorgung mit Wasser, Lebensmitteln und grundlegenden Gütern braucht es verständliche 
Leitlinien, die an unterschiedliche nationale Risikolagen und Verwaltungsstrukturen angepasst werden 
können. 
 
Die freien Berufe sind dafür zentrale Partner: Ihre Kammern, Verbände und europaweiten Netzwerke 
können Vorsorgewissen vermitteln, Schulungen organisieren und politische Vorgaben in die berufliche 
Praxis übersetzen. Ihr besonderes Potenzial liegt in der Nähe zur Bevölkerung und im hohen Vertrauen, 
das Ärztinnen und Ärzte, Apothekerinnen und Apotheker, Ingenieurinnen und Ingenieure sowie weitere 
Fachpersonen genießen. 
 
Für die Umsetzung sollte die europäische öffentlich-private Vorsorge-Taskforce nicht nur große Betreiber 
kritischer Infrastrukturen, sondern ausdrücklich auch Kammern, Berufsverbände und Organisationen der 
freien Berufe einbeziehen. Zugleich müssen fachliche und finanzielle Silos überwunden, Zuständigkeiten 
klarer koordiniert und verlässliche Finanzierungsstrukturen geschaffen werden. Ziel ist ein gemeinsamer 
europäischer Rahmen, der Grundprinzipien und Mindeststandards vorgibt, während die konkrete 
Ausgestaltung national und regional erfolgt. 
 
 
Fragen zu Möglichkeiten der Kammern, Berufsverbände und 
Vorsorgeschritten 
 
Kammern, Berufsverbände und berufsständische Organisationen verfügen über etablierte 
Kommunikationswege, direkten Zugang zu ihren Mitgliedern und eine wichtige Multiplikatorenfunktion. 
Dieses Potenzial sollte gezielt genutzt werden, um europäische Vorsorgeleitlinien, verlässliche 
Informationen und praktische Handlungsempfehlungen rasch in den freien Berufen zu verankern. 
 
Die Erfahrungen aus der COVID-19-Pandemie und großflächigen Stromausfällen zeigen, dass freie Berufe 
für Versorgung, Beratung und gesellschaftliche Stabilität unverzichtbar sind, zugleich aber nicht immer 
ausreichend auf konkrete Krisen vorbereitet werden. Erforderlich sind deshalb regelmäßige Schulungen, 
verständliche Kommunikation, klare Notfallstrukturen und praxisnahe Einsatzvorbereitungen, damit 
zentrale Leistungen auch unter Krisenbedingungen aufrechterhalten werden können. 
 
Ein europaweit einheitliches Organisationsmodell ist aufgrund unterschiedlicher politischer, 
administrativer und geografischer Bedingungen nicht zielführend. Stattdessen braucht es einen 
gemeinsamen europäischen Rahmen mit Grundprinzipien, Mindestanforderungen und Leitlinien sowie 
ausreichendem nationalem Umsetzungsspielraum. Die europäische öffentlich-private Vorsorge-Taskforce 
sollte dabei neben großen Infrastrukturbetreibern ausdrücklich auch Kammern, Berufsverbände und 
Organisationen der freien Berufe einbeziehen, um deren Fachkompetenz, Bevölkerungsnähe und 
dezentrale Netzwerke systematisch für die Krisenvorsorge zu nutzen. 
 



Fragen zum Public Procurement 
 
Executive Summary: Die freien Berufe erbringen 
komplexe geistige Dienstleistungen, die auf langen 
Ausbildungswegen, praktischer Erfahrung, persönlicher 
Verantwortung und fachlicher Unabhängigkeit beruhen. 
Diese besonderen Leistungsmerkmale müssen in 
europäischen Politikbereichen und insbesondere im 
öffentlichen Vergabewesen stärker berücksichtigt 
werden. 
 
Öffentliche Beschaffung sollte nicht überwiegend nach 
dem niedrigsten Preis oder als reine Mittelbereitstellung 
bewertet werden. Erforderlich ist ein qualitäts- und 
risikoorientiertes Modell, das Fachkompetenz, 

Unabhängigkeit, berufliche Verantwortung, langfristige Auswirkungen und die Widerstandsfähigkeit der 
beauftragten Strukturen angemessen gewichtet. 
 
Da sich das europäische Vergaberecht im Wandel befindet, sollten die neuen Ansätze vertieft geprüft und 
Kammern, Berufsverbände sowie Organisationen der freien Berufe systematisch einbezogen werden. Ziel 
sind Vergaberegeln, die spezialisierte Expertise für die europäische Krisenvorsorge nutzbar machen und 
öffentliche Auftraggeber zu belastbaren, qualitäts- und risikogerechten Entscheidungen befähigen. 
 
Fragen zu Gesundheitsstrategien und Kompetenzverteilungen  
 
Die freien Berufe sind aufgrund ihrer Verantwortung, Unabhängigkeit, flächendeckenden Präsenz und 
Bevölkerungsnähe zentrale Partner europäischer Gesundheits- und Vorsorgestrategien. Sie erkennen 
Risiken früh, vermitteln Maßnahmen verständlich und bringen Praxiserfahrungen in Politik und 
Verwaltung ein. 
 
Die COVID-19-Pandemie zeigte, dass grenzüberschreitende Gesundheitskrisen trotz unterschiedlicher 
nationaler, regionaler und kommunaler Zuständigkeiten schnelle, abgestimmte Reaktionen erfordern. 
Gesundheitsvorsorge, Katastrophenschutz und regionale Entwicklung müssen daher durch klare 
Zuständigkeiten, gemeinsame Lagebilder, verlässliche Kommunikation und dauerhaft verfügbare 
Kapazitäten enger verzahnt werden. 
 
Erforderlich ist ein gemeinsamer europäischer Rahmen mit Mindestanforderungen und klarer 
Aufgabenteilung, jedoch kein einheitliches Gesundheitsmodell: Die EU stärkt Überwachung, 
Vorsorgeplanung, Informationsaustausch, Forschung, Reserven und Krisenkoordination; die 
Mitgliedstaaten verantworten Organisation, Finanzierung und nationale Strukturen; Regionen und 
Kommunen sichern Versorgung und Umsetzung. Die freien Berufe sind dabei frühzeitig als eigenständige 
Partner einzubeziehen. 
 
 
Zentrale Schlussfolgerung: Europa braucht eine dauerhafte Vorsorgestruktur, die europäische 
Koordinierung mit lokaler Handlungsfähigkeit verbindet. Politische Ebenen, Gesundheitswesen und 
Katastrophenschutz müssen enger kooperieren und unabhängige Fachleute frühzeitig einbinden. So 
lassen sich grenzüberschreitende Gesundheitskrisen wirksam bewältigen, Vertrauen sichern und 
unverzichtbare Leistungen aufrechterhalten. 
 
 
 
 



Panel 2: Preparedness in practice - prevention, continuity, public health  
 
Moderator: Danko Relić, Member of the EESC  

 
Das zweite Panel behandelt die praktische Krisenvorsorge in 
Prävention, Versorgungskontinuität und öffentlicher 
Gesundheit. Entscheidend sind nicht allein Pläne und 
Zuständigkeiten, sondern belastbare Versorgungsstrukturen, 
verfügbare Ressourcen und eine verlässliche Zusammenarbeit 
unter realem Zeit- und Handlungsdruck. 
 
Wirksame Vorsorge beginnt lange vor einer Krise. Sie muss die 
Abhängigkeiten zwischen Gesundheitsversorgung, Verkehr, 
Energie, Wasser, Kommunikation, Logistik und Verwaltung 
berücksichtigen, da der Ausfall eines Systems die gesamte 
Versorgungskette beeinträchtigen kann. Abläufe, Kapazitäten 
und Kooperationen sind deshalb regelmäßig zu prüfen. 
 
Erforderlich sind qualifizierte Fachkräfte, die Schnittstellen 
erkennen und die Zusammenarbeit zwischen Behörden, 

Gesundheitsdiensten, freien Berufen und weiteren relevanten Bereichen grenzüberschreitend 
koordinieren. Ingenieurinnen und Ingenieure übernehmen dabei eine Schlüsselrolle, weil sie die für 
Gesundheit und unverzichtbare Leistungen notwendigen Verkehrs-, Energie-, Wasser- und 
Kommunikationssysteme gestalten. 
 
Dr.-Ing. Heinrich Bökamp, President of the German Federal Chamber of Engineers: 
Resilient infrastructure 
 

Dr.-Ing. Heinrich Bökamp versteht resiliente Infrastruktur als 
Grundlage für Europas Handlungsfähigkeit, Versorgungssicherheit, 
wirtschaftliche Stabilität und gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
Entscheidend ist das Zusammenspiel vernetzter Verkehrs-, Energie-
, Wasser- und Kommunikationssysteme sowie der Lieferketten. 
 
Da Ausfälle weitreichende Folgen haben können, braucht Europa 
redundante Systeme, alternative Verbindungen und vorbereitete 
Wiederanlaufprozesse. Klimaresilienz, Sicherheit und strategische 
Nutzbarkeit müssen neben Kosten und Leistung treten. 
Voraussetzung sind verlässliche Zustandsdaten, regelmäßige 
Inspektion und Wartung, rechtzeitige Sanierung, gesicherte 
Investitionen und ausreichend qualifizierte Fachkräfte. 
 
Resilienz erfordert qualifizierte, unabhängige und angemessen 

vergütete Planung. Risikoanalysen, Klimafolgenabschätzungen und Notfallkonzepte dürfen in 
öffentlichen Vergaben nicht dem niedrigsten Preis untergeordnet werden. Nötig sind 
Qualitätswettbewerb, faire Chancen für kleine und mittlere Ingenieurbüros, ausreichende Planungs- und 
Prüfzeiten, laufende Weiterbildung sowie fachkundige öffentliche Auftraggeber. Digitalisierung und KI 
können unterstützen, ersetzen aber weder belastbare Daten noch fachliches Urteil und persönliche 
Verantwortung. 
 
 
 



Anforderungen an eine resiliente Infrastruktur 
 Systemische Risikobetrachtung: Kritische Infrastrukturen und ihre gegenseitigen Abhängigkeiten 

vollständig erfassen; Ausfallketten und unverzichtbare Versorgungsfunktionen bewerten. 
 

 Redundanz und Alternativen: Widerstandsfähige Netze, alternative Verkehrs- und 
Versorgungswege sowie ausreichende Reservekapazitäten vorsehen. 

 
 Bestandserhaltung: Anlagen regelmäßig inspizieren, warten und rechtzeitig sanieren; dauerhafte 

Mittel für Erhaltung, Modernisierung und Betrieb sichern. 
 

 Qualifizierte und unabhängige Planung: Risikoanalysen, Variantenvergleiche, 
Bestandsuntersuchungen, Klimafolgenabschätzungen und Notfallkonzepte fachgerecht erstellen 
und angemessen vergüten. 

 
 Qualitätsorientierte Vergabe: Erfahrung, Methodenkompetenz, Betriebsstabilität, Wartbarkeit und 

langfristige Qualität stärker gewichten als den niedrigsten Preis. 
 

 Vielfältige Planungskapazitäten: Kleine und mittlere Ingenieurbüros durch verhältnismäßige 
Eignungsanforderungen und faire Beteiligungsmöglichkeiten einbeziehen. 

 
 Ausreichend Zeit und Kompetenz: Sorgfältige Planung, Prüfung und Abstimmung ermöglichen 

sowie technische Kompetenz bei öffentlichen Auftraggebern sicherstellen. 
 

 Zukunftsfähige Aus- und Weiterbildung: Klimaanpassung, Arbeiten im Bestand, digitale Planung, 
Cybersicherheit, technische Abhängigkeiten, Betrieb und Fehlerkultur systematisch vermitteln. 

 
 Verantwortungsvoller Technologieeinsatz: Digitalisierung und KI auf belastbare Daten stützen, 

Ergebnisse kritisch prüfen und menschliche Verantwortung erhalten. 
 

 Notfall- und Wiederanlaufplanung: Ersatzteile, personelle Erreichbarkeit, technische Unterlagen, 
Zuständigkeiten, vertretbare Ausfallzeiten und Rückkehr zum Normalbetrieb vorab klären. 

 
 Interdisziplinäre und europäische Zusammenarbeit: Ingenieur-, Architektur-, Gesundheits- und 

weitere freie Berufe sowie Betreiber und Behörden in Vorsorgeplanung, Übungen und 
Erfahrungsaustausch einbeziehen. 

 
Kernbotschaft: Resiliente Infrastruktur entsteht nicht erst durch die Reaktion auf eine Krise, 
sondern durch heutige Entscheidungen für langfristige Erhaltung, qualifizierte unabhängige Planung, 
Qualitätswettbewerb und vorbereitete Wiederanlauffähigkeit. Europa braucht dafür neben 
Investitionen vor allem kompetente Ingenieurinnen und Ingenieure, die Risiken sichtbar machen und 
Verantwortung übernehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Daniel Fügenschuh, President of the Architects’ Council of Europe: Preparedness by 
design  

 

 
 
 

 
 

 
 



 
 
 

 

 



 
 
 
 

 
 
 

 
 
 



 
Daniel Fügenschuh zeigt mit „Preparedness by Design“, dass 
Architektur und Raumplanung zentrale Instrumente europäischer 
Krisenvorsorge sind. Gebäude, Quartiere und öffentliche Räume 
müssen angesichts von Klimawandel und Extremereignissen von 
Beginn an Risiken mindern, Menschen schützen, 
Rettungsmaßnahmen unterstützen und eine rasche Erholung 
ermöglichen. 
 
Resilienz ist eine öffentliche Gestaltungsaufgabe und muss in 
Recht, Raumplanung, Investitionen, Beschaffung und Finanzierung 
verankert werden. Architektinnen und Architekten verbinden 
technisches Wissen, räumliches Verständnis und Kreativität von der 

Prävention bis zum Wiederaufbau. Voraussetzung sind interdisziplinäre Zusammenarbeit und eine 
lebenszyklusorientierte Bewertung der Qualität und Leistungsfähigkeit statt einer Vergabe nach dem 
niedrigsten Preis. 
 
Die drei Dimensionen von „Preparedness by Design“ 
 
1. Planung für künftige Klimaextreme: Gebäude und Städte müssen sich an erwartbaren Belastungen 
statt an historischen Durchschnittswerten orientieren. Begrünte Dächer, Grünflächen, lokale 
Wasserrückhaltung und multifunktionale öffentliche Räume verbinden Schutz und Aufenthaltsqualität; 
die Bevölkerung sollte in die Planung einbezogen werden. 
 
2. Anpassungsfähige, modulare und rückbaubare Gebäude: Flexible Grundrisse, austauschbare Bauteile 
und reversible Konstruktionen erleichtern Nutzungsänderungen, Reparaturen und eine weitgehend 
abfallfreie Demontage mit Wiederverwendung an anderen Standorten. Anpassungsfähigkeit wird so zum 
funktionalen und gestalterischen Qualitätsmerkmal. 
 
3. Menschenzentrierte und gesundheitsfördernde Räume: Natürliche Belüftung, Tageslicht, 
schadstoffarme Materialien, akustischer Komfort und hochwertige öffentliche Räume fördern 
Gesundheit, Begegnung und nachbarschaftliche Netzwerke. Technische Widerstandsfähigkeit und 
sozialer Zusammenhalt gehören zusammen, da gut vernetzte Gemeinschaften Krisen besser bewältigen. 
 
Grundsätze und Kernbotschaft: Vorsorge erfordert eine Präventionskultur, risikoinformierte 
Raumplanung, systematische Gefahrenkataster, vorbereitete Schutz- und Versorgungsorte, 
interdisziplinäre Zusammenarbeit und lebenszyklusorientierte Qualitätsentscheidungen. Gefährdete 
Zonen dürfen nicht unkontrolliert weiter bebaut werden; Zuständigkeiten und Nutzungen öffentlicher 
Gebäude im Krisenfall sind vorab zu klären. Eine widerstandsfähige Gesellschaft entsteht nicht erst 
durch die Reaktion auf eine Katastrophe, sondern durch vorausschauende, qualitätsorientierte und 
menschenzentrierte Planung. 
 
 



Prof Mary Codd, University College Dublin: Public health systems  
 

Prof. Mary Codd beschreibt öffentliche Gesundheit als weitgehend 
unsichtbaren Schutzschild, dessen Stärke von dauerhafter 
Vorbereitung abhängt. Europa benötigt geschützte Public-Health-
Strukturen, die gesundheitliche Risiken früh erkennen, 
wissenschaftliche Erkenntnisse rasch in Maßnahmen überführen und 
auch in Krisen handlungsfähig bleiben. 
 
Dafür braucht es robuste Überwachungs- und Meldesysteme, 
Forschung, internationale Kooperation, resiliente Infrastrukturen und 
Lieferketten, klare Zuständigkeiten sowie eine ausreichend große, 
interdisziplinär ausgebildete Fachkräftebasis. Die während der COVID-
19-Pandemie mobilisierten Kompetenzen von Gesundheitswesen, 
Zivilgesellschaft und freien Berufen sollten in eine dauerhaft 

geschulte, rasch aktivierbare Reserve überführt werden. Kontinuierliche Finanzierung und 
vertrauenswürdige Kommunikation sind entscheidend, um Fehl- und Desinformation entgegenzuwirken 
und die Akzeptanz wirksamer Maßnahmen zu sichern. 
 
Säulen wirksamer gesundheitlicher Vorsorge 
 Früherkennung und Überwachung: Robuste Meldesysteme, Abwassermonitoring, Genomsequenzierung und 

internationale Informationsnetzwerke müssen Gefahren frühzeitig sichtbar machen. 
 

 Forschung und wissenschaftliche Zusammenarbeit: Forschungskapazitäten, europäische 
Überwachungssysteme und der rasche Austausch belastbarer Erkenntnisse sind dauerhaft zu schützen und 
auszubauen. 

 
 Robuste Gesundheitssysteme und Prävention: Bewährte Instrumente wie Impfprogramme sowie die 

physische und organisatorische Infrastruktur dürfen nicht schleichend geschwächt werden. 
 

 Qualifizierte interdisziplinäre Fachkräfte: Kontinuierlich ausgebildete Expertinnen und Experten 
unterschiedlicher Disziplinen müssen im Krisenfall berufsübergreifend zusammenarbeiten können. 

 
 Aktivierbare Fachkräftereserve: Die während der Pandemie gewonnenen Erfahrungen und Kooperationen sind 

zu dokumentieren und in eine regelmäßig geschulte Reserve zu überführen. 
 

 Resiliente Lieferketten und klare Governance: Beschaffung, Transport, materielle Ressourcen, 
Zuständigkeiten, Verfahren und rechtliche Grundlagen müssen vor einer Krise belastbar geregelt sein. 

 
 Vertrauen und verlässliche Kommunikation: Institutionen, Gesundheitsfachkräfte, Zivilgesellschaft und freie 

Berufe müssen gemeinsam Fehl- und Desinformation entgegenwirken. 
 

 Langfristige Finanzierung: Vorsorgestrukturen sind als strategische Investition in Gesundheitsschutz, 
Handlungsfähigkeit und gesellschaftliche Stabilität dauerhaft abzusichern. 

 
 Aus- und Weiterbildung: Kompetenzrahmen und praxisnahe Curricula müssen Krisenmanagement, 

Kommunikation, digitale Kompetenz und Public Health in Konflikt- und Notlagen abdecken. 
 
Kernbotschaft: Gesundheitliche Resilienz entsteht nicht erst im Krisenfall, sondern durch dauerhaft 
finanzierte Frühwarn-, Forschungs-, Versorgungs- und Ausbildungsstrukturen sowie durch eine 
vertrauenswürdige, interdisziplinäre Fachkräftebasis. Die in der COVID-19-Pandemie mobilisierten 
Kompetenzen und Kooperationen müssen gesichert und in dauerhafte europäische Vorsorgestrukturen 
überführt werden. 
 



Philippe Besset, President of the Federation of French Pharmaceutical Unions and Vice 
President of the French National Union of Liberal Professions: Prevention, continuity, 
public health 
 

 
 
 

 
 

 



 

 

 
 

 



Philippe Besset stellt Apotheken als besonders zugängliche und vertrauenswürdige Säulen resilienter 
Gesundheitssysteme heraus. Die COVID-19-Pandemie habe gezeigt, dass Krisenfestigkeit nicht allein in 
der akuten Reaktion entsteht, sondern durch vorausschauend aufgebaute Forschungs-, Produktions-, 
Verteilungs- und Versorgungsstrukturen. Entscheidend ist, dass Gesundheitssysteme aus Krisen lernen, 
notwendige Kapazitäten frühzeitig bereitstellen und nach schweren Belastungen rasch wieder 
handlungsfähig werden. 
 
Die französischen Erfahrungen verdeutlichen die operative Bedeutung flächendeckender Apothekennetze: 
Sie ermöglichten Impfstofflogistik bis zum letzten Kilometer, die Einhaltung komplexer Kühlketten, Tests, 
Impfungen und eine verständliche Kommunikation mit der Bevölkerung. Für künftige Krisen müssen 
Schulungen, klare Verfahren, strategische Reserven, Vereinbarungen mit Herstellern und die Finanzierung 
europäischer Instrumente wie HERA bereits vorab gesichert sein. Über die Notfallvorsorge hinaus fordert 
Besset einen politischen Schwerpunkt auf Prävention, Gesundheitskompetenz und wohnortnahe 
Versorgung, um angesichts des demografischen Wandels längere gesunde Lebensjahre zu ermöglichen 
und die finanzielle Tragfähigkeit der Gesundheitssysteme zu stärken. 
 
Die wichtigsten Punkte 
 
 Vorausschauende Krisenstrukturen: Forschung, Produktion, Beschaffung und Verteilung müssen vor einer 

Notlage vorbereitet und finanzierbar sein. 
 

 Apotheken als Versorgungsnetz: Ihre flächendeckende Präsenz sichert Logistik, Tests, Impfungen und den 
Zugang zu Gesundheitsleistungen bis auf die lokale Ebene. 

 
 Frühzeitige Qualifizierung: Schulungen, klare Verfahren und einsatzfähige Teams dürfen nicht erst während 

der Krise aufgebaut werden. 
 

 Vertrauenswürdige Kommunikation: Apothekerinnen und Apotheker vermitteln Maßnahmen zwischen EU, 
Behörden und Bevölkerung und benötigen dafür rechtzeitige, verlässliche Informationen. 

 
 Europäische Handlungsfähigkeit: Öffentlich-private Partnerschaften, strategische Reserven, 

Herstellervereinbarungen und eine angemessen finanzierte HERA sind für Gesundheitsnotlagen zentral. 
 

 Prävention als Investition: Vorsorgeuntersuchungen, Gesundheitskompetenz und wohnortnahe Betreuung 
verbessern gesunde Lebensjahre und begrenzen langfristige Kosten. 

 
Kernbotschaft: Ein widerstandsfähiges Gesundheitssystem verbindet vorbereitete europäische 
Strukturen mit flächendeckenden, qualifizierten und vertrauenswürdigen Apotheken. Prävention und 
Gesundheitskompetenz müssen dabei denselben strategischen Stellenwert erhalten wie die akute 
Krisenreaktion. 
 
Fragen zu Gesundheitsberufen, Versorgungsdruck und Forschung 
 
Forschung ist eine zentrale Grundlage vorausschauender gesundheitlicher Krisenvorsorge. Trotz hohen 
Versorgungs-, Zeit- und Entscheidungsdrucks benötigen Gesundheitsfachkräfte Zeit, langfristige 
Finanzierung, geeignete Infrastrukturen und institutionelle Unterstützung, um Risiken zu untersuchen, 
Wissen zu aktualisieren und Erkenntnisse rasch in die Praxis zu übertragen. 
 
Europäische Strukturen für klinische Studien, rechtliche Vorgaben, Leitlinien und Förderungen 
ermöglichen grenzüberschreitende Forschung, müssen angesichts knapper Ressourcen und hohen 
Wettbewerbs jedoch dauerhaft gesichert und weiterentwickelt werden. Die schnelle Entwicklung der 
COVID-19-Impfstoffe zeigt, dass Erfolge in Krisen auf langfristig aufgebautem Wissen, Netzwerken, 
Methoden und technischen Kapazitäten beruhen. 
 



Ebenso entscheidend ist eine fundierte methodische Ausbildung, damit Studien sachgerecht geplant, 
Daten kritisch bewertet und belastbare Ergebnisse gewonnen werden. Europäische und nationale 
Strukturen sollten kontinuierliche Weiterbildung, interdisziplinäre Zusammenarbeit und einen schnellen 
Wissenstransfer fördern. Forschung ist als langfristige Investition in gesundheitliche Resilienz zu 
behandeln – nicht als nachrangige Aufgabe im reaktiven Krisenmanagement. 
 
Fragen zu resilienter Architektur, regulatorischen Rahmenbedingungen 
und qualitätsorientierter Beschaffung 
 

Resiliente Architektur umfasst weit mehr als ästhetische Qualität: 
Vorausschauende Planung verankert Anpassungsfähigkeit, 
Krisenvorsorge und Widerstandsfähigkeit in Gebäuden und 
öffentlichen Räumen. Ihre Umsetzung hängt jedoch von geeigneten 
rechtlichen, planerischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
ab; hohe Regelungsdichte, komplexe Genehmigungen und 
Kostendruck können innovative, langfristig tragfähige Lösungen 
behindern. 
 
Erforderlich ist ein qualitäts- und lebenszyklusorientierter Planungs- 
und Beschaffungsansatz. Entscheidungen müssen neben 
Anschaffungskosten auch Funktionalität, Anpassungsfähigkeit, 
Betriebsqualität sowie langfristige Zeit- und Kosteneffekte 
berücksichtigen. Vergabe, Genehmigungsverfahren und technische 
Standards sollten resiliente Lösungen ermöglichen, statt sie durch 
kurzfristige Preisorientierung oder unnötige Komplexität zu 
behindern. 
 
Belastbare Forschung soll den Nutzen resilienter, qualitätsvoller 
Architektur belegen und zeigen, dass höhere Anfangsinvestitionen 
Schäden und Folgekosten senken sowie bereits kurzfristig Zeit und 

Kosten sparen können. Europäische Förderprogramme und die Europäische Kommission können dafür 
geeignete Rahmenbedingungen, transparente Bewertungsgrundlagen und eine innovationsfreundliche 
Vergabepraxis schaffen. 
 
Gesundheit als europäische Priorität 
Dr.-Ing. Heinrich Bökamp und Philippe Besset verbinden fachliche Eigenverantwortung mit klarer 
politischer Prioritätensetzung. Bökamp warnt vor übermäßiger Regulierung, die qualifizierte Fachkräfte 
besonders in zeitkritischen Situationen behindert. Vorschriften müssen Sicherheit und Qualität 
gewährleisten, zugleich aber Raum für professionelles Urteil und verantwortungsvolles Handeln lassen. 
 
Fundierte Ausbildung und bestandene Prüfungen müssen mit Vertrauen in die selbstständige Anwendung 
des erworbenen Wissens einhergehen. Gerade unter Zeitdruck braucht es ein ausgewogenes Verhältnis 
zwischen verbindlichen Regeln, fachlicher Eigenverantwortung und vertretbaren Entscheidungen. 
 
Philippe Besset fordert, Gesundheit im EU-Haushalt politisch und finanziell stärker zu gewichten. 
Zusätzliche Investitionen sollen europäische Gesundheitsstrukturen stärken; besser koordinierte 
nationale Maßnahmen sollen sich ergänzen und gemeinsam größere Wirkung entfalten. 
 
 
 
 
 



Notizen:  



Panel 3: Digital preparedness - cyber, AI, and new ways of working 
 
Moderator: Rudolf Kolbe, Member of the EESC  
 

Das dritte Panel behandelt digitale Vorsorge angesichts 
wachsender Risiken durch Cyberangriffe, künstliche Intelligenz 
und neue Arbeitsweisen. Digitale Angriffe können 
Organisationen unvermittelt lahmlegen und treffen die freien 
Berufe besonders, da ihre Leistungen zunehmend von digitalen 
Systemen abhängen. 
 
Praxen, Kanzleien und Büros verarbeiten sensible Gesundheits-
, Mandats-, Geschäfts- und Entwicklungsdaten. Cybervorfälle 
können Leistungen unterbrechen, Vertraulichkeit verletzen und 
das Vertrauen der Klientinnen und Klienten beschädigen. Der 
zunehmende KI-Einsatz wirft zudem die Frage nach fachlicher 
Prüfung und Verantwortung für KI-gestützte Entscheidungen 
auf. 

 
Im Mittelpunkt stehen drei Handlungsfelder: Cyberresilienz als Berufspflicht, menschliche Aufsicht mit 
Transparenz und Rechenschaft beim KI-Einsatz sowie die verantwortungsvolle Nutzung von KI in 
Wissenschaft, systematischen Reviews und Kommunikation. Technische Innovation erfordert stets klare 
Zuständigkeiten, fachliche Kontrolle und nachvollziehbare Entscheidungen. 
 
 
Elsa Veloso, CEO at DPO Consulting and Board Member, Portugal National Association 
of Liberal Professions: Cyber readiness as a basic duty  

 
Elsa Veloso ordnet Cyberbereitschaft als grundlegende Berufspflicht der freien Berufe ein. Da Kanzleien, 
Praxen, Apotheken sowie Ingenieur- und Architekturbüros ihre Leistungen zunehmend über digitale 
Systeme, Cloud-Dienste, mobile Endgeräte, elektronische Signaturen, Kundenportale und KI-
Anwendungen erbringen, gefährdet ein Ausfall nicht nur Daten, sondern unmittelbar die berufliche 
Handlungsfähigkeit. Der Schutz muss deshalb das gesamte digitale Ökosystem und die darin 
verarbeiteten vertraulichen Gesundheits-, Mandats-, Finanz- und technischen Informationen umfassen. 
 
Ransomware, Phishing, Social Engineering und menschliches Versagen zählen zu den größten Risiken. 
Vorsorge bedeutet daher nicht, jeden Vorfall verhindern zu können, sondern kritische Systeme und 
Abhängigkeiten zu kennen, Daten wirksam zu sichern, Notfall- und Wiederanlaufverfahren vorzubereiten 
und Beschäftigte regelmäßig zu schulen. Regulierung muss verhältnismäßig, klar und kohärent sein und 
durch praktische Unterstützung von Kammern und Berufsverbänden ergänzt werden. Beim Einsatz von KI 
sind zudem Datenflüsse, Zugriffsrechte, Anbieterabhängigkeiten und Ausfallfolgen vorab zu prüfen; 
gesetzliche Mindestanforderungen bilden nur die Basis, während Berufsethik und das Vertrauen der 
Klientinnen und Klienten häufig weitergehende Sorgfalt verlangen. 
 
Kernbotschaft: Cybersicherheit ist nicht der Preis der Digitalisierung, sondern die Voraussetzung für 
Vertrauen und berufliche Handlungsfähigkeit. Die freien Berufe stärken Europas digitale Resilienz, 
wenn sie technische Schutzmaßnahmen, geschulte Menschen, klare Verantwortlichkeiten und 
verantwortungsvolle Alltagsentscheidungen konsequent miteinander verbinden. 
 



Dr Anna Maria Bardone, Vice-President of the Permanent Unified Committee of 
Professional Orders and Colleges: AI tools in professional services: human oversight, 
transparency and accountability 

 
 

 
 

 

 



 

 
 

 
 



 

 
 
 

 



 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 



Dr. Anna Maria Bardone betont, dass KI in professionellen Dienstleistungen fachliches Urteil und 
persönliche Verantwortung nicht ersetzt. Ihre Ergebnisse sind zu prüfen, einzuordnen und gegebenenfalls 
zu korrigieren, bevor sie in fachliche Entscheidungen einfließen. Bereits die Systemauswahl ist eine 
Sorgfaltsentscheidung, da Anbieter, Infrastruktur, Vertragsbedingungen und Datenverarbeitung 
Vertraulichkeit, Datenschutz, Unabhängigkeit und Leistungsqualität berühren. 
 
Der europäische KI-Rechtsrahmen ist mit berufsrechtlichen und berufsethischen Pflichten zu verbinden. 
Erforderlich sind klare Zuständigkeiten, Prüfmechanismen und eine nachvollziehbare Dokumentation von 
Systemauswahl, Aufgabenstellung, Ergebniskontrolle und Entscheidung. Wirksame menschliche Aufsicht 
setzt KI-Kompetenz voraus: Fachleute müssen Grenzen und typische Fehler erkennen, Ergebnisse kritisch 
bewerten und den Einsatz bei Bedarf stoppen können. Kammern und Berufsorganisationen sollten diese 
Kompetenzen durch systematische Aus- und Weiterbildung stärken. 
 
Kernbotschaft: KI kann professionelle Leistungen unterstützen und verbessern, darf aber 
menschliche Expertise, fachliche Kontrolle und persönliche Verantwortung nicht ersetzen. Vertrauen 
bleibt nur gewahrt, wenn Auswahl, Einsatz und Ergebnisse von KI transparent, nachvollziehbar und 
durch eine verantwortliche Fachperson über den gesamten Prozess hinweg gesteuert werden. 
 
Dr Helena Donato, Director of the Scientific Documentation and Information Service at 
ULS Coimbra: AI, systematic reviews and communication 
 

 
 
 

 



 
 

 
 

 
 
 



 
 

 
 

 
 
 



 
 

 
 

 
 



 
 
 

 

 
 
 
 



 
 
 

 
 

 
 



 
 

 
 
 

 
 



 
 
 

 
 
 

 
 



 
 
 

 
 
Dr. Helena Donato beschreibt künstliche Intelligenz als bereits etabliertes Werkzeug in Wissenschaft, 
systematischen Reviews und Wissenschaftskommunikation. Angesichts der stark wachsenden 
wissenschaftlichen Produktion kann KI bei Themenfindung, Codierung, Übersetzung, Literaturrecherche, 
Screening, Datenanalyse, Peer Review, Zusammenfassung und adressatengerechter Vermittlung 
unterstützen. Entscheidend ist jedoch ein reflektierter Einsatz nach dem Grundsatz, zunächst selbst zu 
denken und erst danach eine geeignete Aufgabenstellung für das System zu formulieren. Für jede 
Tätigkeit ist ein spezialisiertes, methodisch passendes Werkzeug auszuwählen; KI-Ergebnisse bleiben 
unterstützende Zwischenschritte und ersetzen weder Kontextwissen noch wissenschaftliche Sorgfalt. 
 
Den Chancen stehen erhebliche Risiken gegenüber: Fehl- und Desinformation, Bias, sachliche 
Ungenauigkeiten, erfundene oder zurückgezogene Referenzen, Datenschutzprobleme, Umweltfolgen und 
mangelnde Nachvollziehbarkeit. Sprachlich überzeugende Ergebnisse dürfen daher nie ungeprüft 
übernommen werden. Organisationen müssen geeignete Regeln, Rahmenbedingungen und 
Unterstützungsangebote schaffen; Fachleute bleiben für Auswahl, Prüfung, Transparenz und 
abschließende Entscheidungen verantwortlich. Praktisch ist zu klären, ob das System verstanden wird, für 
die konkrete Aufgabe geeignet ist, überprüfbare Ergebnisse liefert, sein Einsatz offengelegt wird und eine 
verantwortliche Person die Bewertung übernimmt. Zugleich muss verhindert werden, dass dauerhafte 
Delegation kritisches Denken und professionelle Kompetenzen schwächt. 
 
Kernbotschaft: KI-Kompetenz bedeutet zu wissen, wann, wie und mit welchem Werkzeug künstliche 
Intelligenz sinnvoll eingesetzt werden kann, ohne kritisches Denken, methodische Qualität und 
fachliche Verantwortung preiszugeben. KI kann wissenschaftliche Arbeit wirksam unterstützen, darf 
menschliches Urteil und Expertise jedoch nicht ersetzen. 



Fragerunde Rudi Kolbe  
 

Frage an Elsa Veloso: Wer trägt die Verantwortung für 
die Cyberbereitschaft, wenn Unternehmen zunehmend 
von Cloud-Anbietern, IT-Dienstleistern und KI-
Werkzeugen abhängig sind? 
 
Auch bei der Nutzung externer Cloud-, IT- und KI-
Anbieter bleibt die Verantwortung für Cyberbereitschaft 
bei den Unternehmen und Angehörigen der freien 
Berufe. Sie müssen eingesetzte Systeme, Datenflüsse, 
Rechtsgrundlagen, Schutzmaßnahmen, Ausfallrisiken 
und technologische Abhängigkeiten kennen, bewerten 
und regelmäßig überprüfen. 
 
Europa sollte seine technologische Abhängigkeit durch 
wettbewerbsfähige eigene Werkzeuge, Rechenzentren 

und eine robuste digitale Infrastruktur verringern. Ergänzend sind rechtliche und fachliche Beratung, klare 
Verhaltensregeln, systematische KI- und Cybersicherheitsschulungen sowie eine wirksame Vorbereitung 
auf Sicherheitsvorfälle erforderlich. Da Cyberbedrohungen grenzüberschreitend wirken und Teil hybrider 
Konfliktlagen sein können, müssen die europäischen Institutionen ihre Maßnahmen eng koordinieren. 
 
Frage an Anna Maria Bardone: Wie können Fachleute eine wirksame menschliche Aufsicht über 
zunehmend leistungsfähige und selbstlernende KI-Systeme gewährleisten? 
 
Executive Summary: Wirksame menschliche Aufsicht über KI muss den gesamten Arbeitsprozess 
begleiten – von der Formulierung der Aufgabenstellung und der Eingaben über die Prüfung von 
Zwischenergebnissen bis zur fachlichen Bewertung der Schlussfolgerungen. Gerade weil KI-Ausgaben 
plausibel wirken können, obwohl sie fehlerhaft oder unvollständig sind, ist in sensiblen Bereichen wie 
geistigem Eigentum, Patentanmeldungen sowie der Auswertung digitaler und sozialer Medien besondere 
Vorsicht erforderlich. Fachleute müssen Kontext einbringen, Ergebnisse kritisch prüfen und bei Bedarf 
korrigierend eingreifen. KI kann wertvolle Vorarbeiten leisten, ersetzt jedoch keine umfassende 
professionelle Beurteilung. Die Verantwortung bleibt doppelt beim Menschen: sowohl für die 
abschließende Entscheidung als auch für den gesamten KI-gestützten Prozess. 
 
 
Frage an Helena Donato: Wo ist bei systematischen Reviews und wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen die Grenze zwischen einer vertretbaren KI-Unterstützung und der nicht mehr 
verantwortbaren Delegation fachlicher Aufgaben zu ziehen? 
Die Abgrenzung setzt eine ausreichende KI-Kompetenz voraus: Forschende müssen die Funktionsweise, 
Möglichkeiten und Grenzen der eingesetzten Systeme kennen und für jede Aufgabe ein geeignetes, 
möglichst spezialisiertes Werkzeug auswählen. Bei klar umrissenen und risikoärmeren Arbeitsschritten 
kann KI sinnvoll unterstützen, etwa beim Filtern, Strukturieren, Zusammenstellen und vorläufigen 
Zusammenfassen von Daten. Die fachliche Bewertung, die methodische Einordnung, die Prüfung der 
Zuverlässigkeit und die abschließende Entscheidung dürfen jedoch nicht an ein System delegiert werden. 
Während des gesamten Review-Prozesses muss der Mensch die Kontrolle behalten, die erzeugten 
Ergebnisse kritisch prüfen und die Verantwortung für die veröffentlichte Arbeit tragen. 
 
 
 
 
 



Fragerunde aus dem Publikum:  
 
Fragestellung von ZT-/CEPLIS-Präsident Baurat DI Klaus Thürriedl: 

Frage: Ist es möglich und sinnvoll, eine 
gemeinsame europäische Orientierung für den 
verantwortungsvollen Umgang mit KI in den freien 
Berufen zu entwickeln, oder sind aufgrund der 
unterschiedlichen fachlichen Anforderungen je-
weils branchenspezifische Leitlinien erforderlich? 
 
Beantwortung durch Helena Donato: Eine 
verantwortungsvolle Nutzung künstlicher Intelligenz 
setzt breite KI-Kompetenz in der gesamten 
Bevölkerung voraus. KI-Bildung muss früh beginnen 
und über Schule, Hochschule und berufliche 
Weiterbildung kontinuierlich ausgebaut werden. 
Richtig eingesetzt kann KI Fachkräfte deutlich 

entlasten – etwa im Gesundheitswesen durch die Übernahme administrativer Aufgaben – und dadurch 
mehr Zeit für persönliche Betreuung und fachliche Kernaufgaben schaffen. Bestehende Kodizes und 
Qualitätsregeln, insbesondere für wissenschaftliche Publikationen, Autorenschaft und Peer Review, sind 
an den KI-Einsatz anzupassen. Erkenntnisse aus Fehlern und problematischen Anwendungen müssen 
systematisch ausgewertet werden. Entscheidend ist, KI-Kompetenz und klare Regeln so zu verbinden, 
dass künstliche Intelligenz sachgerecht, verantwortungsvoll und zum Nutzen der Menschen eingesetzt 
wird. 
 
Fragerunde: Wert freiberuflicher Leistungen in Zeiten der KI 
 
Frage 1: Welchen eigenständigen Stellenwert haben kritisches Denken, Kreativität und fachliche 
Urteilskraft, wenn KI zunehmend in professionelle Arbeitsprozesse integriert wird? 
 
Frage 2: Wie sollte sich dieser Unterschied in der Bewertung und Vergütung einer professionellen Leistung 
widerspiegeln? Welcher Anteil entfällt auf den Einsatz des KI-Werkzeugs und welcher auf die Kompetenz 
der Fachperson, die es auswählt, steuert, überprüft und verantwortet? 
 
Beantwortung durch Anna Maria Bardonne: Executive Summary: Die Debatte über KI in den freien 
Berufen muss über die individuelle Nutzung durch einzelne Berufsträgerinnen und Berufsträger 
hinausgehen. Auch der Einsatz und die Finanzierung von KI durch Unternehmen, Industrie sowie 
Kundinnen und Kunden verändern die Rahmenbedingungen professioneller Leistungen. Dadurch besteht 
das Risiko, dass Investitionen von menschlicher Expertise zu technischen Systemen verlagert und 
qualifizierte Fachleute auf eine nachgelagerte Kontrollfunktion reduziert werden. Die eigenständige 
fachliche Leistung, das kritische Urteil, die Kreativität und die persönliche Verantwortung der freien Berufe 
müssen deshalb sichtbar bleiben und bei der Bewertung und Vergütung professioneller Leistungen 
angemessen berücksichtigt werden. Kammern und Berufsverbände sollten umfassende Leitlinien für 
Auswahl, Nutzung und Kontrolle von KI sowie für die klare Zuordnung von Verantwortung entwickeln. 
Voraussetzung ist fundierte KI-Kompetenz, damit Fachleute Möglichkeiten und Grenzen der Systeme 
realistisch einschätzen, Ergebnisse kritisch prüfen und technische Unterstützung nutzen können, ohne 
ihre fachliche Eigenständigkeit preiszugeben. 
 
 
 



Fragen zur Anwendung in der Praxis und Verantwortung der Freien Berufe 
 
Frage 1: Wie lassen sich KI-generierte Quellen, Referenzen und Schlussfolgerungen zuverlässig prüfen? 
 
Frage 2: Welche Verantwortung tragen Politik und Fachberatung bei Entscheidungen auf Basis KI-
gestützter wissenschaftlicher Erkenntnisse? 
 
Frage 3: Wie lassen sich Vertrauenswürdigkeit, Unsicherheiten und Quellenprüfung bei KI-generierten 
Informationen verständlich vermitteln? 
 
Beantwortung durch Elsa Veloso: Executive Summary: Für einen verantwortungsvollen KI-Einsatz in den 
freien Berufen ist grundlegende KI-Kompetenz unverzichtbar. Das erforderliche Wissen über 
Leistungsfähigkeit, Grenzen, Risiken und rechtliche Vorgaben ist grundsätzlich vorhanden; die zentrale 
Aufgabe besteht darin, es durch Schulungen, klare Richtlinien und fortlaufende Sensibilisierung 
konsequent in den Berufsalltag zu übertragen. Kammern und Berufsverbände sollen diese Umsetzung 
aktiv unterstützen und über bloße Informationsangebote hinaus für eine praktische Verankerung sorgen.  
 
Besondere Sorgfalt ist beim Datenschutz, beim Schutz personenbezogener und vertraulicher Kunden-, 
Patienten- und Mandatsinformationen, beim geistigen Eigentum sowie bei der Cybersicherheit 
erforderlich. Zeit- und Wettbewerbsdruck dürfen nicht dazu führen, dass geschützte Informationen 
unbedacht an externe KI-Systeme weitergegeben oder berufsethische Pflichten vernachlässigt werden. 
Notwendig sind daher klare Rechenschaftspflichten und eine eindeutige Zuordnung der Verantwortung. 
Eine verantwortungsvolle KI-Nutzung muss Schutzpflichten, fachliche Eigenständigkeit und 
professionelles Wissen sichern, damit Effizienzgewinne nicht zulasten von Vertrauen, Kompetenz und der 
wirtschaftlichen Grundlage freiberuflicher Leistungen gehen. 
 
Fragen zu EU-Strategien, Critical Incidents und demokratisch 
legitimierten Grundsätzen für KI-Inhalte 
 
Frage 1: Verfolgt Europa eine Strategie für eigene leistungsfähige KI-Systeme und große Sprachmodelle, 
die europäischen Anforderungen an Datenschutz, Transparenz, berufliche Unabhängigkeit und Ethik 
entsprechen? 
 
Frage 2: Sollte für die freien Berufe ein europäisches Meldesystem geschaffen werden, das kritische 
Vorfälle, Beinahe-Schäden und Schadensfälle vertraulich erfasst und als gemeinsames Lernwissen 
nutzbar macht? 
 
Frage 3: Wie lässt sich sicherstellen, dass ethische Regeln für Meldesysteme und KI-Anwendungen 
transparent, demokratisch legitimiert und berufsübergreifend abgestimmt sind? 
 
Beantwortung durch Elsa Veloso: Executive Summary: Elsa Veloso sieht in künstlicher Intelligenz 
großes Potenzial für die Medizin, insbesondere bei der Früherkennung schwerer Erkrankungen, der 
Analyse medizinischer Bild- und Patientendaten, telemedizinischen Leistungen sowie der Entlastung von 
Ärztinnen und Ärzten bei Dokumentation und Administration. Richtig eingesetzt kann KI den Zugang zur 
Versorgung verbessern und mehr Zeit für die persönliche Betreuung schaffen. Voraussetzung sind jedoch 
ein wirksamer Schutz sensibler Gesundheitsdaten, sorgfältige fachliche Prüfung aller Ergebnisse und die 
uneingeschränkte menschliche Verantwortung. KI darf weder zusätzlichen Zeit- und Leistungsdruck 
verstärken noch ungeprüfte Entscheidungen fördern. Europa sollte die Technologie daher nutzen, ohne sie 
unkritisch zu übernehmen, und zugleich stärker in eigene KI-Systeme, große Sprachmodelle und 
wissenschaftliche Entwicklung investieren, damit europäische Werte, Interessen und Standards im 
internationalen Wettbewerb wirksam verankert werden. 
 



Fragen zu Plagiaten, zum Verlust menschlichen Einflusses, zur Kontrolle 
und zur Weiterbildung 
 
Frage 1: Reichen Berufskodizes, ethische Leitlinien und persönliche Verantwortung aus, um KI trotz ihrer 
rasanten Entwicklung wirksam zu kontrollieren? 
 
Frage 2: Wie müssen Prüf-, Kennzeichnungs- und Qualitätssicherungsverfahren weiterentwickelt werden, 
um KI-generierte Inhalte, nicht offengelegte KI-Nutzung und Plagiate zuverlässig zu erkennen und zu 
bewerten? 
 
Frage 3: Wie lässt sich verhindern, dass KI durch menschliche Rückmeldungen leistungsfähiger wird, 
während menschliche Expertise und Einflussmöglichkeiten an Bedeutung verlieren? 
 
Frage 4: Welche kontinuierliche Aus- und Weiterbildung benötigen Lehrende, Forschende und freie 
Berufe, um KI-Systeme zu verstehen und verantwortungsvoll einzusetzen? 
 
Beantwortung durch Helena Donato: Helena Donato betont, dass künstliche Intelligenz in geeigneten 
Anwendungsbereichen bereits einen nachweisbaren fachlichen Mehrwert schafft und daher gezielt 
genutzt werden sollte. Ihre Einführung erfordert jedoch eine sorgfältige Umsetzung, wirksame Kontrolle 
und eine realistische Bewertung von Chancen und Risiken. Historische Erfahrungen mit technischen 
Umbrüchen sprechen weder für eine unkritische Übernahme noch für eine pauschale Ablehnung der 
Technologie. Europa sollte zugleich seine wissenschaftliche und technologische Handlungsfähigkeit 
stärken, aktiv am internationalen KI-Wettbewerb teilnehmen und eigene Kompetenzen sowie 
strategische Interessen sichern. Dafür sind stärkere europäische Forschungsförderung, zusätzliche 
Investitionen und insbesondere die Entwicklung eigener großer Sprachmodelle notwendig, damit 
europäische Werte, wissenschaftliche Standards und technologische Eigenständigkeit dauerhaft in der 
globalen KI-Entwicklung verankert werden. 
 
Beantwortung durch Anna Maria Bardone:  Anna Maria Bardone warnt davor, dass KI-Systeme durch 
menschliche Strategien, Korrekturen und Erfahrungswissen kontinuierlich leistungsfähiger werden und 
dadurch das Verhältnis zwischen technischer Unterstützung und menschlicher Expertise langfristig 
verschieben können. Als ergänzende Schutzmaßnahme kommen spezialisierte KI-basierte 
Kontrollsysteme infrage, die andere Anwendungen überwachen, problematische Ergebnisse erkennen und 
Prozesse begrenzen. Solche Mechanismen können die menschliche Aufsicht unterstützen, sie aber nicht 
ersetzen. Fachleute müssen Ergebnisse prüfen, Eingriffe und Wissensweitergabe bewusst steuern sowie 
klare Grenzen für unverzichtbare menschliche Verantwortung festlegen. Zugleich muss Europa angesichts 
der hohen Investitionen in den USA und China seine eigenen technologischen und finanziellen 
Handlungsmöglichkeiten konsequenter nutzen, um fachliche Standards, europäische Interessen und 
Werte aktiv in die Entwicklung von KI einzubringen. 
 
Fragen zur Auswahl, Kontrolle und Qualitätssicherung von KI-Systemen: 
 
Frage 1: Anhand welcher fachlichen, rechtlichen und sicherheitsbezogenen Kriterien sollten 
unterschiedliche KI-Werkzeuge miteinander verglichen und für einen konkreten beruflichen 
Anwendungsfall ausgewählt werden? 
 
Frage 2: Ist es möglich und sinnvoll, spezialisierte KI-Systeme einzusetzen oder zu entwickeln, die die 
Ergebnisse anderer KI-Anwendungen kontrollieren, Halluzinationen und sachliche Fehler erkennen und 
dadurch die menschliche Qualitätsprüfung unterstützen? Wo liegen die Grenzen eines solchen Ansatzes? 
 
 



Beantwortung durch Helena Donato: Generative KI umfasst neben allgemeinen Anwendungen auch 
spezialisierte Werkzeuge und geschlossene Systeme, die für klar definierte fachliche Aufgaben und den 
geschützten Umgang mit sensiblen Daten entwickelt wurden. Entscheidend ist daher nicht die pauschale 
Frage nach dem KI-Einsatz, sondern die sachgerechte Auswahl des passenden Instruments. Nutzerinnen 
und Nutzer müssen Zweck, Leistungsfähigkeit, Grenzen, Datenverarbeitung und Schutzmechanismen 
eines Systems kennen und prüfen, ob es für die konkrete Aufgabe verlässliche und nachvollziehbare 
Ergebnisse liefert. Wie bei wissenschaftlichen Fachdatenbanken sind für spezialisierte Anforderungen 
häufig gezielt entwickelte Lösungen geeigneter als allgemeine Systeme. KI bleibt dabei ein 
unterstützendes Arbeitsmittel: Sie kann Informationen strukturieren und Prozesse effizienter gestalten, 
ersetzt jedoch weder fachliche Einordnung noch kritische Kontrolle. Auswahl, Prüfung und abschließende 
Bewertung müssen bei der verantwortlichen Fachperson verbleiben. 
 
Zusammenfassung von Panel 3 durch Rudi Kolbe 
 
Executive Summary: Rudi Kolbe fasst die digitale Vorsorge als Zusammenspiel von geeigneter 
Technologie, fachlicher Kontrolle und institutionellem Vertrauen zusammen. Werkzeuge zur Erkennung 
KI-generierter Inhalte können Prüfprozesse unterstützen, sind wegen möglicher Fehlklassifikationen 
jedoch niemals eine alleinige Entscheidungsgrundlage. Zugleich reicht der Blick auf allgemein zugängliche 
Anwendungen nicht aus: Für klar definierte Aufgaben und sensible Daten können spezialisierte oder 
geschlossene KI-Systeme geeigneter sein, sofern Zweck, Leistungsfähigkeit, Grenzen, Datenverarbeitung 
und Schutzmechanismen nachvollziehbar geprüft werden. 
 
KI ist als unterstützendes Arbeitsmittel zu verstehen, das Recherche-, Analyse- und 
Entscheidungsprozesse strukturieren und beschleunigen kann. Die Einordnung von Ergebnissen, die 
Berücksichtigung des Kontexts und die abschließende Entscheidung müssen jedoch bei qualifizierten 
Fachpersonen verbleiben. Für die freien Berufe ist dies besonders wichtig, weil ihre Tätigkeit auf 
Fachkompetenz, Unabhängigkeit, Vertraulichkeit und persönlicher Verantwortung beruht. Digitale 
Werkzeuge dürfen diese Grundlagen nicht durch intransparente Prozesse oder unkritische Delegation 
gefährden, sondern müssen sie stärken. 
 
Kernbotschaften 
 
 Detektionssysteme nur als Hilfsmittel: Ergebnisse zur Erkennung KI-generierter Inhalte sind 

fehleranfällig und müssen fachlich geprüft werden. 
 

 Passendes Werkzeug für die konkrete Aufgabe: Spezialisierte und geschlossene Systeme können 
bei sensiblen Daten und klar definierten Anforderungen geeigneter sein als allgemeine 
Anwendungen. 

 
 Transparente Auswahlkriterien: Zweck, Leistungsfähigkeit, Grenzen, Datenverarbeitung und 

Schutzmechanismen eines KI-Systems müssen bekannt und nachvollziehbar sein. 
 

 Menschliche Verantwortung bleibt zentral: KI kann Prozesse unterstützen, ersetzt aber weder 
Kontextwissen noch fachliches Urteil und abschließende Entscheidungen. 

 
 Vertrauen als Leitprinzip: Cyberbereitschaft, klare Zuständigkeiten, nachvollziehbare Verfahren und 

überprüfbare Qualitätsstandards bilden die Grundlage digitaler Resilienz. 
 

 Schutz freiberuflicher Grundwerte: Fachkompetenz, Unabhängigkeit und Vertraulichkeit müssen 
durch Digitalisierung und KI gestärkt, nicht geschwächt werden. 

 
Kernbotschaft: Digitale Vorsorge gelingt nur, wenn technische Leistungsfähigkeit mit menschlicher 
Kontrolle, transparenter Verantwortung und dem Schutz des beruflichen Vertrauens verbunden wird. 



Closing session 
 
Summary of discussions and final remarks by Martin Böhme, Member of the EESC and 
Spokesperson for the Liberal Professions Category 
 
Executive Summary: Martin Böhme bündelt die Ergebnisse des Tages zu einer gemeinsamen 
Schlussfolgerung: Europäische Krisenvorsorge erfordert klare politische Zuständigkeiten, koordinierte 
Entscheidungen und verständliche Regelungen – ihre Wirksamkeit entsteht jedoch erst durch belastbare 
regionale Strukturen und qualifizierte Fachleute, die Vorgaben verlässlich umsetzen. 
 
Die drei Panels zeigen die zentralen Handlungsfelder: kohärente europäische Koordinierung und 
praxistaugliche Regulierung; resiliente Infrastrukturen, Versorgungskontinuität und dauerhaft 
vorbereitete Gesundheitssysteme; sowie digitale Vorsorge mit konsequenter Cybersicherheit und einem 
verantwortungsvollen KI-Einsatz. Technologische Möglichkeiten können Prozesse unterstützen, müssen 
aber durch menschliche Aufsicht, Transparenz, Rechenschaftspflicht und geeignete Schutzmechanismen 
begrenzt und abgesichert werden. 
 
Übergreifend wird Vorsorge als Kultur und tägliche Praxis verstanden. Die freien Berufe setzen diese durch 
unabhängige Fachkompetenz und persönliche Verantwortung in Gesundheitsversorgung, Technik, 
Architektur und weiteren Bereichen konkret um. Sie sind damit keine Randgruppe europäischer Politik, 
sondern tragende Säulen von Resilienz, Vertrauen und Handlungsfähigkeit. Böhme will ihre gemeinsame 
Stimme im Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, in Brüssel und europaweit weiter stärken. 
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